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AusgestaltungderelektrischenStrassenbeleuchtung,Indennäch-¬
sten TagenwirdimZugeder Ausgestaltungder Wienerelektrischen
Strassenbeleuchtungin der InnerenStadtin der Zelinkagasse ,Ess¬
linggasse ,Gonzagagasse,Neutorgasse,Werdertorgasse ,Rudolfsplatz,
Heinrichsgasse,Gölsdorfgasse,Renngasse,Wächtergasse ,Hohenstaufen¬
gasseundRockhgasse ,aufdemAlsergrundin derSensengasseundinrass

Hietzingin derSpeisinger undMissindorfgassedieneuherge¬
stellteelektrischeStrassenbeleuchtunginBetriebgesetzt.

Gesellschafts -undWirtschaftsmuseum ,NorgenFreitagum18Uhrfin -¬
det imGesellschafts=undWirtschaftsmuseumin derVolkshalledes
WienerRathauseseineallgemeineFührungstatt .

ufforstungdesOttakringerGemeindewaldes ,ImLaufedesFrühjahrs
wirdder OttakringerGemeindewaldsüdwestlichderBieglerhütte
aufgeforstet ,Wegender Aufforstungwirddieser Waldteileing
zäunt.DiePromenadenwegevonderAndergassezurKreuzeichenwiese
undzur Jubiläumswartesind daher für einige Jahre gesperrt .Aus- ¬
flügler ,die vonderAndergasseentwederzurKreuzeichenwieseoder
zur Jubiläumswarte gehen wollen ,müssen ihren Wegrechter Handvon
derBieglerhütteüberdieWieseamkleinenHeubergnehmen.Zur-¬
rientierungwerdenentsprechendeTafelnaufgestelltwerden.

AlbrechtDürer - Gedenkfeieran denmittleren Lehranstalten .Der
Wiener Stadtschulrat hat anlässlich der vierhunderüsten Wieder- ¬

kehrdesSterbetagesAlbrechtDürersandiemittlerenLehrang
staltendieAufforderunggerichtet ,denSchülerndieBedeutung
desgrossendeutschenKünstlersin geeigneterWeisenahezubrin
gen ,Soferne eine Schule eine besondere AlbrechtDürer - Feier
plant ,wobeiallenfalls auchdie Mitwirkungder Schulgemeindein
Betrachtzuziehenwäre ,kannfürdiesenTagumdieBewilligung
einesfrüherenUnterrichtsschlussesangesuchtwerden.
StellungnahmederArbeiterkammernzurMietengesetznovelle.Die
ausführlichen Beratungen der Arbeiterkammern über die Mietenge

setznovelle ,dieheuteunterdemVorsitzedesPräsidentenDomes
imGemeinderatssitzungssaalabgehaltenwurden,fandenaufGrund
einesAntragesdeserstenSekretärsderWienerArbeiterkammer
Dr .Pallain einereinmütigenKundgabungsämtlicherFraktionen
derKammernihrenAbschluss,DieKundgebunglautet :„ DieArbeiter
KammernlehnenjedeDurchbrechungdesMieterschutzesabSiehal¬
tenalsoandenderzeitgeltendenKündigungsbeschränkungenin
vollemUmfangefest underklärendiesefür nocherweiterungsbe¬
dürftig .Sie lehnendenEntwurfder Mietengesetznovelleab ,weil
er in seinenwesentlichenBestimmungendenInteressenderArbei-¬
ter und Angestellten nicht Rechnungträgt und in seinerBegrüne

dungvielfachvonirrigenwirtschaftlichenundsozialenVoraus¬
setzungenausgeht,DieArbeiterkammernhaltenesfürwünschens
wert,dassinjederKammereinvonallenFraktionenzubeschicken
der Ausschussmit der weiteran Behandlungund Ausarbeitungeines

ProgrammesinderWohnungsundMietenfragebetrautwird.DieRe¬
tistische Material zur Verfügung zu stellen .In demGutachten
der Arbeiterkammern an das Bundeskanzleramt den dieAuffas
sungenallerFraktionenüberdieDateilfragenzumAusdruckge¬
brachtwerden. ****************



ZweiterBogen.lichgewesenwäre,ImUebrigenmufestgestelltwerden,dasssei¬
nefzeitdieTrennungvonWienundNiederödterreichnichtnuretwa
einseitigvondenSozialdemokraten,sondernebensostarkvonden
bäuerlichenVertreternausNiederösterreichgewünschtwordenist.
WasdienunvorgeschlageneVerfassungsänderungbetrifft,handelt
essichhierumeinøjenergründlichenReformen,diebeieinen
sosehrinsDetailgehendenGemeindestatutvonZeitzuZeitnot-¬
wendigwerden.DabeihandeltessichkeineswegsumdieAufwerfung
irgendwelcherMachtfragen.DieVorlagebezwecktvielmehrzunächstdieAnpassungderWienerGemeindeverfassungandieBestimmungen
derBundesverfassungvomJahre1925.Ueberflüssigeundveraltet
gewordeneBestimmungenwurdenbeseitigt.Weitersergibtsichdie
NotwendigkeitvonAbänderungenausderTatsache,dassdieZahlder
GemeinderatsmandateimJahre1923von165aus120verringertworderist .DiewichtigerenBestimmungenderVorlagebetreffenAehderungentechnischer

Natur,DieVerfassungderJahre1919und1920hat
nämlichdieEinflussnahmedergewähltenKörperschaftenaufdiema¬gistratischeVerwaltungganzandersangeordnetalsesvordemKriege

war,sodassderGangderVerwaltungvielschleppendergewordenist .VordemKriegehatesnurdenStadtratundGemeinderatgegeben
währendeeheute8Gemeinderatsausschüssegibt,denensogardie
GenaralkompetnazzukommtDieseganzeKonstruktionerforderteeine
dreifacheBeratungallerGegenstände,diebiszumGemeinderatkom-¬
men,wasnichtzurVereinfachungderVerwaltungbeiträgt,aberdem
GesetzderDemokratieentspricht.Eswardazuüberprüfen,in
weiweitdieVerwaltungvonüberflüssigenFormalitätenbefreitwer-¬denkonnte,ohnedassderGemeinderatinseinerKompetenzbeein¬
trächtigtwird.Dr.DannebergbesprichtsodanndieBestimmungender
VorlageimEinzelnenundwendetsichvorallemgegendieinderdurch
OeffentlichkeitvielfachvertreteneAhschauung,dassdieVerfas¬
sungsänderungdieRechtedesGemeinderatszugunstenirgendeiner
BürgermeisterundStadtratsdiktatureingeschränktwerdensollen.Ganz

ImGegenteilstelltdieVerfassungeineErweiterungder RechtedesGemeinderatesdar.SowerdendieVerwaltungsgruppeninZukunft
nichtvomBürgermeisterundStedtsenatsondernvomGemeinderatfest-¬
gesetzt.DieBestimmungüberdasKontrollamtundseineBerichterstattwillenderWählerschaft.tungandenGemeinderatwirdausgestaltet.DasRechtdergewählten
Kösperschaften,denVoranschlagrechtzeitigzubekommen,wirderstjetztfisiert.Eswirdausdrücklichfestgelegt,dassdieKompetenzendesGemeinderatessichauchaufdieFondsderGemeindeerstrecken.
AuchdieBestimmungüberdieWertgrenzenbedeutetinWirklichkeit
eineErweiterungderKompetenzdesGemeinderatgegenüberderVor-¬

kriegszeit,daeineganzeReihevonDingen,dieunterdieseWert-¬
grenzenbestimmungfallen,weitübervalorisiertePreishaben.
Diesgilt. B,vonBauindexvondenPreisenderTextilienundeiner
ganzenReiheandererDinge,HinsichtlichderZuschusskreditepassen
sichdieBestimmangenderVorlagedemVerwaltungsentlastungsgesetzdesBundesanwobeiwirimGegensatzzumFinanzministerderMeinung
sind,dassunterperdodischerBerichterstattungnichtblosseineein-dasVerhältnisunmöglichmachenSolcheSchwierigkeitenmüssen
maligeBerichterstattungimJahre,sonderneinemehrmaligejenach
Bedarfzuverstehenist.AuchhierliegtkeineEinengungderKompe-¬tenzderGemeindevor,EsistimIebrigenzubedenken,dassdie
grosseZahlvonKreditüberschreitungendiebeiderGemeindevorkommen.politischemaufnacktemparteipolitoschenGebietzusuchen.WirsichlediglichausderungemeinexaktenBudgetierungergibt,dieaufdenSchillinggenauerfolgt.

Festgestelltmussfernerwerden,dassdieVorlagedie
KompetenzdesStadtsenatesnichteinengt.WasdieGemeinderatsaus-

schüsseankngt,sobehaltensieihreKompetenzundStellungvoll
bei.NurdasRechtdesMagistratesgegenüberdenAusschüssenwird
etwaserweitert.BisherkonntederMagistrateinmaligeAusgabenbiszu4000SchillingundwiederkehrendeAusghbenbiszu400
SchillingselbständigmachenDasheisstpraktischhatderMagi¬stastgarkeinRechtgehabtAusgabenzumachen.Nunmahrsolldie -6sesRechterweitertwerden.InderursprünglichVorlagewarendie -&
seWertgrenzenmit50. 000und5000Schillingfestgesetzt.DieKom¬missionhatnun40. 000und4000Schillingvorgeschlagen.EinMin¬
derheitsantragverlangt10. 000und1000Schilling.EswirdSache
desLandtagesseineinenMittelwegzufinden.Vorallemabermuss
hervorgehobenwerden,dassessichdabeiniemalsumBeträgehan¬
delt ,diefürDingeausgegebenwerden,diederMagistratselbst
bestimmt.DasallessindAusgabenfürZwecke,dieindemvomGe¬
meinderatbewilligtenVoranschlagenthaltensind.Esistalsonur
eineFragederDurchführungdesvomGemeinderatbeschlossenen

Voranschlages.EsbestehtdagegenüberdemBundeingrundlegender
Unterschied .WenndieRegierungvomNationalratdasBudgetbe¬
willigtbekommenhat ,dannkannsiemachenwassiewill .Nurder
RechnungsabschlussistspäterdemParlamentvorzulegen.Inder
WienerGemeindeverwaltungistesimmersogewesen,dassjedeSache
dieimBudgetenthaltenist ,nochjenachderKompetenzdieAus¬
schüsse,denStadtsenatundnochmalsdenGemeinderatbeschäftigenmuss .

DerProporzbleibtüberallerhalten.DieZahlderAus¬5
schussmandatebleibtunverändert,obwohldieZahlderGemeinde¬
ratsmandateimJahre1923von165auf120verringertwurde.Nur
beidenVizebürgermeisternwirdeineBestimmunggeändert.Bisher
hatdiezweitstärksteParteidenVizebürgermeistergestallt,wenn

5

siemindestenseinDrittelderGemeinderatsmandatebesass;nunmehr
wirddieseZahlmiteinemViertelfestgesetzt.DasMisstrauensvo¬tumistjetztaufdieamtsführendenStadträtebeschränktund
wirddieseZahlmiteinemViertelausgedehnt.Bishermussteder
BezirksvorsteherMitgliedderBezirksvertretungsein .Nunmehrsoll
eineBestimmungindieVerfassungkommen,nachderauchjemandBe¬
zirksvorsteherwerdenkann,dernichtMitgliedderBezirksvertreturS.
ist,ermussnurfümdieseKörperschaftwählbarsein,wasbedingt,
dasserimBezirkwohnt.Schliesslichwirdnochbestimmt,dasswenneinGemeinderatausderPartei,dieihnaufdieListegesetzthat,
austritt,erauchseinMandatverliert.Dasentsprichtgewissdem

DassinddiewichtigstenBestimmungendieserVorlage.EshandeltsichkeineswegsumdieLösungvonMachtproblemen ,sondern
umdieAnpassungandieBundesverfassung'undandiepraktischen
ErfahrungenderletztenachtJahre.(LebhafterBeifall).

ZurGeneraldebattesinddieGemeinderäteKunschakundDr.Wagnervorgemerkt.
. .Kunschakerklärt,dasserdemReferentenaufdemWeg

derBegründungderTrennungvonWienundNiederösterreichnicht
folgenkönne.NunmehrsolldurchdieBeseitigungdeserstenHaupt-¬stückesderVerfassungjedeErinnerungandieseinerzeitbestan-E
denewirtschaftlicheInterssengemeinschaftderStadtWienunddes4
flachenLandesausdenGesetzenderStadtWienausgetilgtwerden.
DieSchwierigkeitenkönnenkeineswegsvonderArtsein,dass.e
überwundenwerden.Freilich,wennhiezuderWillefehlt,dannbekom¬
mendieseSchwierigkeitenzwingendeKraft.Undandiesem.Willenhat?
esgefehlt.MassgebendwardieAufrichtungeinesuneingeschränktenGründe für die
MachtbereichesderStadtWien.Die/Trennungausschliesslichaufsind

habendamalsmitallerEntschiedenheitgegendieseTrennungStel-¬lunggenommenWaswirseitdieserZeiterfahrenhaben,gibtuns
keineswegsdieBerechtigungvonunseremdamalseingenommenSZand-¬
punktabzugehen.ImGegenteilDieseErfahrungenbestätigen,wie
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